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Sachverhalt:
Der Bürgermeister hat in der Sitzung des Ausschusses für Personal und 
Personalentwicklung am 29.09.2022 mitgeteilt, dass die Stelleninhaberin der Stelle 
FB 103/01 (Fachbereichsleitung Zentrale Verwaltungssteuerung) beantragt hat, zum 
30.06.2023 in den vorzeitigen Ruhestand versetzt zu werden, und dass er 
beabsichtigt, diesem Antrag – im Einvernehmen mit dem Rat gemäß § 73 Absatz 3 
der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) - nachzukommen.
Ferner hat der Bürgermeister mitgeteilt, dass er im Hinblick auf die Nachbesetzung 
dieser Stelle beabsichtigt, diese kurzfristig intern auszuschreiben, um gleichzeitig mit 
der vorstehenden Entscheidung eine Vorberatung im Personalausschuss am 
06.12.2022 und eine abschließende Entscheidung des Rates am 20.12.2022 
herbeizuführen.

Mit Antrag vom 30.09.2022, eingegangen 03.10.2022, fordert die CDU-Fraktion eine 
Reihe von personalpolitischen Regelungen. Die Forderungen betreffen zum einen 
organisatorische Regelungen, die ausschließlich in den Zuständigkeitsbereich des 
Bürgermeisters fallen; einige Forderungen betreffen Regelungen, für die der Rat 
zuständig ist.

Die CDU-Fraktion beantragt im Einzelnen:
Der Rat möge beschließen, die Verwaltung zu beauftragen,

I.      „Die Stelle der Fachbereichsleitung zentrale Verwaltungssteuerung mit 
einer Wiederbesetzungssperre zu belegen, um die Aufgabenzuschnitte 
und eine mögliche Eingruppierung zu überarbeiten.“

Begründung:



„Die freiwerdende Stelle der Fachbereichsleitung zentrale 
Verwaltungssteuerung soll mit einer Wiederbesetzungssperre belegt 
werden, um einen möglichen Stellenzuschnitt und die Eingruppierung nach 
Antrag II zu überarbeiten.“

Stellungnahme:
Für das Ausbringen einer Wiederbesetzungssperre ist der Rat zuständig.
Allerdings ist fraglich ist, ob mit einer Wiederbesetzungssperre das Ziel, 
den Stellenzuschnitt und die Eingruppierung zu überarbeiten, erreicht 
werden kann. 
Aus Sicht der Verwaltung könnte eine Entzerrung des Verfahrens dadurch 
bewerkstelligt werden, dass im Stellenplan 2023 ein entsprechender 
Vermerk „künftig umzuwandeln“ (k. u.-Vermerk) gesetzt wird.
Das Stellausschreibungsverfahren würde dann entgegenkommenderweise 
mit einer A 13 Stelle erfolgen. 

II.     „Die Aufgabenzuteilung und Stellenbewertung so zu überarbeiten, dass die 
Stelle zukünftig für Beamte mit A13 und Angestellte mit EG 13 vergütet 
werden kann.“

Begründung:
„Die Stadt Wegberg wird mit dem Doppelhaushalt 2022/2023 das 
Haushaltssicherungskonzept verlassen. Trotz dieser Entlassung aus dem 
HSK weist vor allem die Haushaltsplanung der Stadt Wegberg weiterhin 
große Unterdeckungen aber auch Defizite in der strukturellen Planung aus. 
Mit der Neubesetzung der Fachbereichsleitung der zentralen 
Verwaltungssteuerung sieht die CDU Fraktion die Möglichkeit, einen 
konkreten Konsolidierungsbeitrag durch die Stellenbesetzung und einer 
damit verbundenen geringeren Eingruppierung zu leisten. In 
Vergleichskommunen wird die Fachbereichsleitung des Personalbereichs 
und auch die Fachbereichsleitung der zentralen Verwaltungssteuerung 
häufig mit A13 oder EG 13 vergütet. Aus Sicht der CDU Fraktion sollte es 
möglich sein, die aktuellen Stellenzuschnitte zu überprüfen und wenn 
notwendig höherwertige Aufgaben auf den Dezernenten zu übertragen um 
diese Stelle zukünftig nach A13/ EG 13 einzugruppieren. Ebenfalls sollte 
die Stelle als Beamtenstelle und als Angestelltenstelle ausgeschrieben 
werden. Aus Sicht unserer Fraktion ist es nicht notwendig einen solchen 
Aufgabenbereich auf eine Beamtenstelle zu beschränken. Vielmehr sollte 
durch die Möglichkeit eines breiten Bewerberfeldes eine bestmögliche 
Stellenbesetzung gewährleistet werden.“

Stellungnahme:
Die Organisation und Aufgabenzuteilung sind originäre Aufgaben des 
Bürgermeisters (§ 73 Absatz 3 Satz 1 GO NRW). Jede Stellenbewertung 
fußt auf einer Stellenbeschreibung, die die der jeweiligen Stelle 
zugewiesenen Aufgaben und Anforderungen umfasst. In der 
Stadtverwaltung der Stadt Wegberg erfolgen die Bewertungen der 
Beamtenstellen durch sog. analytische Stellenbewertungen 



(„Stufenwertzahlverfahren“) nach dem Gutachten der Kommunalen 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt).  Der 
Bürgermeister beabsichtigt nicht, an dem momentanen Aufgabenzuschnitt 
der Stelle FB 103/01 etwas zu ändern.  
Als Vergleichskommunen kommen von vornherein nur Gemeinden der 
KGSt-Größenklasse 5 (25.000 bis 50.000 Einwohner) in Frage. Dies wäre 
im Kreis Heinsberg z. B. die Stadt Geilenkirchen. Bei ihr ist für die 
Hauptamtsleitung eine A 14-Stelle ausgewiesen. In Hückelhoven ist die 
Hauptamtsleitung mit A 15 ausgewiesen. 
Selbst in Übach-Palenberg (mit weniger als 25.000 Einwohnern in KGSt-
Größenklasse 6) ist diese Fachbereichsleitung mit A 14 im Stellenplan 
verankert. 
Die Stadt Kempen im Kreis Viersen (ca. 35.900 Einwohner) weist die 
Fachbereichsleitung Verwaltungssteuerung und Service mit A 15 im 
Stellenplan aus.

Möge die CDU-Fraktion ihre Behauptung überprüfen und ggfs. konkrete 
Vergleichskommunen benennen.
Wegen des Streikverbots von Beamtinnen und Beamten ist es besonders 
naheliegend, bestimmte Stellen im öffentlichen Dienst nur mit Beamtinnen 
oder Beamten zu besetzen. Dazu zählen die Fachbereichsleitung 
Organisation und Personal sowie die Leitung der Ordnungsbehörde. 

Der Rat mag, unabhängig von der Stellenbewertung, im Stellenplan 
Veränderungen vornehmen, die den Bürgermeister auf bestimmte Stellen 
einschränken.

III.      „Die Stelle intern und auch extern auszuschreiben um eine bestgeeignetste 
Stellenbesetzung sicherzustellen.“

Begründung:
„Die neu zu besetzende Stelle der Fachbereichsleitung zentrale 
Verwaltungssteuerung soll nach Auffassung der CDU Fraktion sowohl 
intern als aus extern ausgeschrieben werden, um den geeignetsten 
Mitarbeiter für diese wichtige und verantwortungsvolle Aufgabe zu 
ermitteln.“

Stellungnahme:
Die Frage, ob die auszuschreibende Stelle extern oder intern 
ausgeschrieben wird, ist dem Organisationsbereich des Bürgermeisters 
zuzuordnen (§ 73 Absatz 3 Satz 1 GO NRW).
Der Bürgermeister ist der Auffassung, dass unter den städtischen 
Bediensteten ausreichend Talente vorhanden sind, um die 
ausgeschriebene Stelle bestgeeignetst besetzen zu können. Die interne 
Stellenausschreibung soll ein Zeichen in die Belegschaft sein, 
Führungspositionen mit internem Personal zu besetzen.
Darüber hinaus ist eine externe Stellenausschreibung mit zusätzlichem 
Aufwand verbunden, der mit rund 5000 € beziffert werden kann. 



Angesichts der Größenklasse der Stadt Wegberg mit der für diese 
Größenklasse zu erwartenden A 14 für eine Fachbereichsleitung Zentrale 
Verwaltungssteuerung wird eine Ausschreibung nach A 13 gerade den 
externen Bewerbungskreis erheblich reduzieren.

IV.      „Aufgrund hohen Relevanz der Verwaltungssteuerung soll eine Vorstellung 
und finale Entscheidungsfindung über die Stellenvergabe im 
Fachausschuss behandelt werden.“

Begründung:
„Aufgrund der Wichtigkeit dieser Stellenbesetzung, soll in den 
Vorgesprächen ein Bewerberkreis von maximal fünf potentiellen 
Kandidaten aber mindestens zwei potentiellen Kandidaten ermittelt 
werden. Um eine größtmögliche Transparenz und Akzeptanz in der 
Verwaltung aber auch der Politik und der Bürgerschaft für diese wichtige 
Stelle zu schaffen, sollen sich die potentiellen Kandidaten wie in der 
Vergangenheit bei wichtigen Stellenbesetzungen bereits häufiger erfolgt, 
dem Fachausschuss im nichtöffentlichen Teil der Sitzung vorstellen. Im 
Anschluss soll die Entscheidungsfindung aus den vorab beschriebenen 
Gründen im zuständigen Fachausschuss diskutiert und getroffen werden.“

Stellungnahme:
Die Durchführung des Stellenausschreibungsverfahrens und die Ermittlung 
der geeigneten Persönlichkeit für die ausgeschriebene Stelle obliegt dem 
Bürgermeister (§ 73 Absatz 3 Satz 1 GO NRW).
Die Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalens sieht in Verbindung mit der 
Hauptsatzung der Stadt Wegberg für die Besetzung von Stellen in 
Leitungspositionen ein gesondertes Verfahren vor, welches in § 73 Absatz 
3 Sätze 2 und 3 GO NRW näher beschrieben ist. Hiernach ist der Rat, 
nach Vorbereitung im Personalausschuss, für die Erklärung des 
Einvernehmens mit dem Bürgermeister zuständig.
Der Bürgermeister beabsichtigt nicht, von diesem Verfahren abzuweichen.

V.      Zusammenfassung und Empfehlungen
In der Gesamtschau verbleiben im Antrag der CDU-Fraktion zwei 
Forderungen, welche in die Zuständigkeit des Rates fallen. Diese 
Forderungen sind zum einen das Ausbringen einer 
Wiederbesetzungssperre und zum anderen die Ausweisung der Stelle 
Fachbereichsleitung 103 als A13/EG13-Stelle im Stellenplan.
In die Organisationshoheit des Bürgermeisters fallen hingegen die 
Forderungen nach der konkreten Aufgabenzuteilung und 
Stellenbewertung, einer internen und externen Ausschreibung sowie der 
Frage einer finalen Entscheidungsfindung über die Stellenvergabe im 
Fachausschuss.

Der Bürgermeister verfolgt das Ziel, diese Stelle mit „hoher Relevanz“ 
möglichst nahtlos wiederzubesetzen, um Reibungsverluste, die im Zweifel 
auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen werden, zu verhindern. Im 



Rahmen des Personalentwicklungskonzeptes (siehe Vorlage 0272/18-1-1 / 
Ausschuss für Personal und Personalentwicklung vom 18.06.2019, TOP 
1.4) wurde als Maßnahme zum Thema „Einarbeitung“ festgelegt, dass bei 
Austritten die Einstellungsverfahren so zu gestalten sind, dass eine 
Überschneidung (von einem Monat) zwischen dem alten und dem neuen 
Stelleninhaber sichergestellt ist. 
Vor diesem Hintergrund empfiehlt er zusammenfassend und um einen 
Kompromiss bemüht, die Stelle im Stellenplan 2023 mit einem k. u.-
Vermerk zu versehen und über die Frage der zukünftigen 
Stellenausweisung (!) im Stellenplan gesondert bei der 
Stellenplanaufstellung 2024 zu beraten. Die konkrete Aufgabenzuteilung 
und Stellenbewertung sind nach wie vor darauf ausgerichtet, mit A 14 
bewertet zu werden, auch wenn der Stellenplan A 13 ausweisen sollte. 
Gleichzeitig soll die Stelle unverzüglich mit einer Wertigkeit nach A 13 
spätestens zum 1. Juli 2023 ausgeschrieben werden. Eine 
Wiederbesetzungssperre wird nicht vorgenommen.

Sollte sich die Mehrheit des Rates nicht von der objektiven Berechtigung 
einer Ausweisung bis nach A 14 überzeugen lassen, sichert der 
Bürgermeister dem Rat zu, zur Vermeidung einer Wiederbesetzungssperre 
die Nachbesetzung zum 1. Juli 2023 lediglich mit einer Wertigkeit nach A 
13 auszuschreiben. 
Bei der Frage der internen und/oder externen Ausschreibung würde der 
Bürgermeister das Mehrheitsvotum des Rates akzeptieren, wobei eine 
externe Ausschreibung, wenn überhaupt, nach seiner Überzeugung nur 
bei einer Ausschreibung nach A 14 Sinn hat. Hierbei orientiert er sich an § 
73 Absatz 3 Satz 3 und 4 GO NRW und nimmt an der Abstimmung nicht 
teil. Im Falle einer externen Ausschreibung ist die Zeitschiene (06.12.2022 
PUP, 20.12.2022 Rat) nicht zu halten, sodass die Beratung Anfang 2023 
stattfinden wird. Andernfalls kann der beabsichtigte Zeitplan eingehalten 
werden.

Eine finale Entscheidung im Personalausschuss findet nicht statt; es 
entschiedet der Rat gemäß § 73 Absatz 3 GO NRW nach Vorberatung im 
Ausschuss für Personal und Personalentwicklung.

Die Gleichstellungsbeauftragte hat mit dem anliegenden Schreiben zum Antrag der 
CDU Stellung bezogen. Der Personalrat hat mitgeteilt, keine Stellungnahme 
abzugeben.

Beschlussvorschlag:
Ein Beschluss erfolgt nach Beratung.

Anlage:
-Antrag der CDU-Fraktion zur Stellenbesetzung Zentrale Verwaltungssteuerung
-Stellungnahme der Gleichstellungsbeauftragten

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Müller-
Deilmann

FBL´in ZVS
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CDU-Fraktion im Rat der Stadt Wegberg

Der Vorsitzende


Herrn Bürgermeister

Michael Stock

Rathausplatz 25

41844 Wegberg


	 	 	 	 	 	 	 Wegberg, 30.09.2022


Antrag gemäß § 2 der Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse 

der Stadt Wegberg 


Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

 

die CDU-Fraktion im Rat der Stadt Wegberg stellt hiermit folgenden Antrag 
gemäß § 2 der Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt 
Wegberg:

 


Der Rat möge beschließen, die Verwaltung zu beauftragen,


I. Die Stelle der Fachbereichsleitung zentrale Verwaltungssteue-
rung mit einer Wiederbesetzungssperre zu belegen, um die 
Aufgabenzuschnitte und eine mögliche Eingruppierung zu 
überarbeiten. 


II. Die Aufgabenzuteilung und Stellenbewertung so zu überarbei-
ten, dass die Stelle zukünftig für Beamte mit A13 und Ange-
stellte mit EG 13 vergütet werden kann


III. Die Stelle intern und auch extern auszuschreiben um eine 
bestgeeignetste Stellenbesetzung sicherzustellen


IV. Aufgrund hohen Relevanz der Verwaltungssteuerung soll eine 
Vorstellung und finale Entscheidungsfindung über die Stellen-
vergabe im Fachausschuss behandelt werden


 


Begründung:


In der Sitzung des Ausschusses für Personal- und Personalentwicklung 
vom 29.09.2022 wurde dem Ausschuss mitgeteilt, dass die Fachbe-
reichsleiterin der zentralen Verwaltungssteuerung den Antrag gestellt 
hat, Mitte des Jahres 2023 vorzeitig in den Ruhestand zu gehen.

Die CDU Fraktion hat diese Entscheidung zur Kenntnis genommen und 
möchte aufgrund der herausragenden Wichtigkeit dieser Stellenfunktion 
nachfolgende Anträge in der nächsten Ratssitzung zur Abstimmung 
bringen: 


I. Die freiwerdende Stelle der Fachbereichsleitung zentrale Verwal-
tungssteuerung soll mit einer Wiederbesetzungssperre belegt wer-
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den um einen möglichen Stellenzuschnitt und die Eingruppierung 
nach Antrag II zu überarbeiten.  

II. Die Stadt Wegberg wird mit dem Doppelhaushalt 2022/2023 das 
Haushaltssicherungskonzept verlassen. Trotz dieser Entlassung aus 
dem HSK weist vor allem die Haushaltsplanung der Stadt Wegberg 
weiterhin große Unterdeckungen aber auch Defizite in der struktu-
rellen Planung aus. Mit der Neubesetzung der Fachbereichsleitung 
der zentralen Verwaltungssteuerung sieht die CDU Fraktion die 
Möglichkeit, einen konkreten Konsolidierungsbeitrag durch die Stel-
lenbesetzung und einer damit verbundenen geringeren Eingruppie-
rung zu leisten. In Vergleichskommunen wird die Fachbereichslei-
tung des Personalbereichs und auch die Fachbereichsleitung der 
zentralen Verwaltungssteuerung häufig mit A13 oder EG 13 vergü-
tet. Aus Sicht der CDU Fraktion sollte es möglich sein, die aktuellen 
Stellenzuschnitte zu überprüfen und wenn notwendig höherwertige 
Aufgaben auf den Dezernenten zu übertragen um diese Stelle zu-
künftig nach A13/ EG 13 einzugruppieren. Ebenfalls sollte die Stelle 
als Beamtenstelle und als Angestelltenstelle ausgeschrieben wer-
den. Aus Sicht unserer Fraktion ist es nicht notwendig einen solchen 
Aufgabenbereich auf eine Beamtenstelle zu beschränken. Vielmehr 
sollte durch die Möglichkeit eines breiten Bewerberfeldes eine 
bestmögliche Stellenbesetzung gewährleistet werden. 

III. Die neu zu besetzende Stelle der Fachbereichsleitung zentrale 
Verwaltungssteuerung soll nach Auffassung der CDU Fraktion so-
wohl intern als aus extern ausgeschrieben werden, um den geeig-
netsten Mitarbeiter für diese wichtige und verantwortungsvolle Auf-
gabe zu ermitteln. 

IV. Aufgrund der Wichtigkeit dieser Stellenbesetzung, soll in den Vor-
gesprächen ein Bewerberkreis von maximal fünf potentiellen Kandi-
daten aber mindestens zwei potentiellen Kandidaten ermittelt wer-
den. Um eine größtmögliche Transparenz und Akzeptanz in der 
Verwaltung aber auch der Politik und der Bürgerschaft für diese 
wichtige Stelle zu schaffen, sollen sich die potentiellen Kandidaten 
wie in der Vergangenheit bei wichtigen Stellenbesetzungen bereits 
häufiger erfolgt, dem Fachausschuss im nichtöffentlichen Teil der 
Sitzung vorstellen. Im Anschluss soll die Entscheidungsfindung aus 
den vorab beschriebenen Gründen im zuständigen Fachausschuss 
diskutiert und getroffen werden. 


Wir glauben das es wichtig ist, bei Neubesetzungen Konsolidierungs-
beitrag für den Haushalt unserer Stadt zu ermitteln und wenn möglich 
zu generieren. Zudem ist es wichtig die Auswahl aus einem möglichst 
breiten Bewerberfeld zu treffen um den für die Stellenbesetzung geeig-
netsten Bewerber (Beamte oder Angestellt) zu finden. Die Aufgaben ge-
rade im Bereich Verwaltungssteuerung und Personal werden in Hinblick 
auf die vor uns liegenden schwierigen Aufgaben der Zukunft und des 
weiter zunehmende Fachkräftemangels immer komplizierter. 
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Aus diesem Grund sollte bei der aktuellen Stellenbesetzung mit einer 
weitsichtigen und vor allem einer von allen getragenen Entscheidung 
ein wichtiger Baustein für die erfolgreiche Zukunft unserer Stadt Weg-
berg gelegt werden. 


Mit freundlichen Grüßen


gez.Marcus Johnen	 	 	 	 	 	 

(Fraktionsvorsitzender)	 	 	 	 	 
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Stadt Wegberg ∙ Rathausplatz 25 ∙ 41844 Wegberg 

 

Der Bürgermeister 
 
 
  Gleichstellungsbeauftragte 
  Sonja Opwis 
Zimmer Nr. 701 
Telefonzentrale (0 24 34) 83 – 0 
Durchwahl (0 24 34) 83 – 509 
Telefax  (0 24 34) 83 – 9509 
E-Mail  gleichstellung@stadt.wegberg.de 

Ihr Zeichen    Mein Zeichen (bitte stets angeben)    Datum 

 
 
 
 
 
 
 
Herrn Bürgermeister 
Michael Stock 
 
im Hause 
 

 
 
 
    02.26. 07.10.2022 

 
 

 

Stellungnahme zur Stellennachbesetzung FBL Zentrale Verwaltungssteuerung 

 
 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Stock,  

 

als Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Wegberg äußere ich mich zum o.g. Stellennach-

besetzungsverfahren wie folgt: 

 

Nach dem LGG NRW bzw. dem Gleichstellungsplan der Stadt Wegberg sind Frauen bei 

Stellenausschreibungen in Bereichen, Berufen und Funktionen mit einem Anteil an den 

Beschäftigten unter 50 % von den Personalverantwortlichen bei entsprechender Qualifikation 

verstärkt zu Bewerbungen um höherwertige Stellen zu motivieren und auf diesem Wege zu 

unterstützen.  

  

In der Vergleichsgruppe der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt befinden sich zurzeit 5 Beamte 

und Beamtinnen. 3 Frauen und 2 Männer übernehmen diese Leitungspositionen. Aufgrund dieser 

Zusammensetzung ist für die zukünftige Besetzung der auszuschreibenden Leitungsfunktion eine 

Gewichtung nach Geschlecht nachrangig.  

 

Dem Personalentwicklungskonzept 2019, welches dem Rat der Stadt Wegberg vorliegt, ist zu 

entnehmen, dass vorhandene Kompetenzen der Mitarbeitenden zu erkennen und gezielt zu 

fördern sind. Dies beinhaltet somit, dass einem identifizierten Personenkreis die Möglichkeit 

eingeräumt wird, sich gezielt auf höherwertige Stellen zu bewerben. 
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Gleichzeitig sieht das Personalentwicklungskonzept vor, dass die Interessen der Mitarbeitenden 

und der Verwaltung soweit wie möglich in Einklang zu bringen sind.  

Sollte demnach eine höherwertige Position durch ein internes Bewerbungsverfahren positiv 

entschieden werden können, so wäre auch das Personalentwicklungskonzept konkret angewandt 

worden.  

 

Gemäß des Personalentwicklungskonzeptes sind die Aufgaben von Stellenbemessungen und 

Stellenbewertungen Aufgaben der Organisation. 

 

Das Anwenden einer Wiederbesetzungssperre halte ich aus Sicht der Gleichstellungs-

beauftragten für wenig zielführend, zumal gerade die Zentrale Verwaltungssteuerung durch sich 

im Erziehungsurlaub befindende Mitarbeiterinnen besonders belastet ist. Zeitlich befristete 

Mitarbeitende können den Ausfall nur bedingt ausgleichen. Die Aufgaben einer vakanten 

Leitungsposition lassen sich nicht verteilen und führen sicherlich zu Verlusten hinsichtlich der 

Qualität und der Quantität. 

 

 

 
 
(Sonja Opwis) 

Gleichstellungsbeauftragte  

 
 



  Fraktion AKTIV für Wegberg 

 

Fraktionsvorsitzende: Nicole von den Driesch 

Stv. Fraktionsvorsitzender: Heinz Consoir 

Geschäftsführer: Jörg Brocker 

Geschäftsstelle: Bahnhofsstraße 30, 41844 Wegberg 

 

 

Bürgermeister 

Michael Stock 

Rathausplatz 25 

41844 Wegberg 

 

 

Ergänzungsantrag nach § 13 der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt 

Wegberg  

Einbeziehung des Rates bei Statuswechsel von städtischen Beschäftigten 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

 

hiermit beantragen wir ergänzend zum TOP 4.2 der Ratssitzung am 18.10.2022, 

dass der Rat jeweils vor einem Statuswechsel von städtischen Beschäftigten ein-

zubinden ist und einen Statuswechsel durch Mehrheitsbeschluss vorab zuzustim-

men hat. 

Begründung: 

Bei internen Auswahlverfahren werden die Planstellen mit einer Bewertung für 

Beamte und für Tarifbeschäftigte ausgeschrieben, ums so ein Auswahlverfahren 

nach dem „Bestenprinzip“ durchführen zu können. Jedoch ergibt sich mit einer 

solchen Stellenbewertung gleichzeitig die Möglichkeit, dass bei einer erfolgrei-

chen Bewerbung einer bzw. eines Tarifbeschäftigten ein Statuswechsel möglich 

werden könnte. Damit der Rat solche Entwicklungen im städtischen Personalkör-

per mit allen haushälterischen Auswirkungen steuern kann, bitten wir um sofor-

tige Berücksichtigung der skizzierten Vorgehensweise.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Nicole von den Driesch 
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